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J Die Entwicklung der franzöſiſchen Jnnenpolitik hat
jener ſcharfen Kritik recht gegeben, die von allen vor

ürteilsloſen Beobachtern an dem Vorgehen Herriots und
iner Freunde geübt worden iſt. Erx hat ſich nur vor
n Triumphwagen Poincares ſpannen laſſen, und das

chmerzt bei einer Perſönlichkeit, die ſo beträchtliche ge

J

ä BESTE ſchichtliche Verdienſte um Europa hat, wie der Bürger
HERUNG meiſter von Lyon. Sein Doktkrinarismus hat lediglich dem

Gegner den Weg geebnet, und es mutet wie tragiſche6EGEN TJronte an, daß er ſelbſt jetzt als Anterrichtsminiſter auf
beſcheidenem Poſten in dem Kabinett des nationaliſtiſchen

e Führers ſitzt. Daß er Ariſtide Briand als unmittelbaren
e begrüßen darf, wird ſein Empfinden nicht heben

NKHEIT

Er hat 1924 Poincare zur Strecke gebracht, hat vor weni
gen Tagen Briand geſtürzt, und muß jetzt mit beiden ge

meinſam die Regierung der nationalen Einigung vilden.
Eine ſchärfere Verurteilung ſeines Handelns iſt garnicht

ichaelis denkbar. Trotzdem iſt anerkennenswert, daß man in
bür Frankreich immer noch die Sache zuletzt über perſönlicheg Gegr. 1864 2

Feinſpr l Erwägungen ſtellt. Bei uns wäre es nicht denkbar, daß
o erbitterte Widerſacher ſich die Hand reichen, um demII Vaterlande zu dienen. Dabei muß anerkannt werden,

der u ſämtliche daß auch der Advokat aus BarleDuc eine nicht gewöhn
edarfsartitel liche Selbſtüberwindung bewtes, und das unterſcheidet ihn

S ſehr weſentlich von deutſchen e et Zur Macht
Lerufen, vertraute er die Außen volitik de anne an,e e e e eſtellt hatte, um ſeine Verſtändigungspolitik zu durch
reuzen. Aber Poincare hat, wenn auch widerwillig, den
Locarno Vertrag mit angenommen üund ſtellt ſich jetzt ent

ſchloſſen auf ſeinen Boden. Gegen deutſche Blätter haben
ffiziöſe Pariſer Stimmen mit aller Entſchiedenheit ge
äußert, daß an der bewährten Außenpolitik nichts geän
dert werde. Wie wäre es, wenn unſere deutſchnationalen
Parlamentarier und Journaliſten in dem von ihnen im
mer ſo hämiſch behandelten Paris einen Kurſus für poli
liſche Anfänger nähmen?

Das Schickſal Poincares hängt aber nicht von den
2000000000 internationalen Beziehungen politiſcher Art ab. Es wird

einzig und allein durch Finanzfragen beſtimmt. Gelingtſo Jisoh es ihm, den Franken zu ſtabiliſteren, ſo bleibt er auf lange

ſeg 94
hinaus Herr der Lage. Die Ausſichten dafür ſind freilich
gering. Zum Schrecken aller deutſchen Baiſſeſpekulanten

onzert machte der Frank geradezu Klimmzüge und ſchwang ſich
auf eine immerhin anſehnliche Höhe hinauf, aber ſehr

r Wände
pbindlich

hätt
erstrabe 10
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benctisch raſch werſagten die Kräfte. Er gleitet langſam wieder ab
Gedech l wärts, Und man kann es ihm nachfühlem. Der Ausweis

der Bank von Frankreich iſt wenig geeignet, ſanguimiſche
Hoffnungen zu wecken, und das Programm, das der Fi

o i nanzminiſter Poincare entwichelte, war nicht dazu ange
tan, die Stimmung zu verbeſſern. Eines muß man ihm

fällen laſſen, er hat den Mut zur Anvolkstümlichkeit, den er
früher nie beſeſſen hat. Er ſchlägt Maßnahmen vor, voneling9 denen er ſich kein freundliches Echo verſprechen darf: Er

e öhung der direkten und indirekten Stellern, raſchere undAlten Hart rchgreifende Eintreibung.
tolnstact Das Problem iſt ein internationale s Sein Vor
o Fabrirate I gänger de Monzie hat ganz offen und ehrlich geſagt, daß
ſo Frolee es ohne fremde Hilfe nicht lösbar ſei. Wenn man heute
ungen Das engliſche Schüldenabkommen annimmt und das ameri
zage kaniſche verwirft, um einen Druck auf Waſhington auszu

ler zol. üben, ſo dürfte ſich dieſe Rechnung bald als fehlerhaft
e Herausſtellen. Das Weiße Haus iſt für ſolche Druckmittel

ſehr unempfindlich, weil es ſich ſeiner un umſchränkten
Macht bewußt iſt. Man hat anfangs geleugnet, daß die

ten! ropareiſe des Staatsſekretärs Mellon irgendwelche
ſtaatlichen Zwecke verfolge Seine Tochter in Rom mußte

aner! dazu herhalten, der Fahrt über den großen Teich eine
den üußere Arſache zu geben. Jnzwiſchen haben ſich aber die

en, in t Offiziöſen in Waſhington eines Beſſeren beſonnen Und
ffees n J kingeſtanden, daß der Verwalter ihrer Finanzen in Frank
perhäufern hich äch dem Rechten ſehen ſoll. Was er an Vorſchlägen
ie mitbringt, dürfte im Weſentlichen auf einen Dawesplan

für unſeren weſtlichen Nachbarn hinauslaufen, und da be
ginnt Unſer eigenes Jntereſſe. Die allgemeine Krankheit
Europas kann nicht lokal behandelt werden. Es nützt bei
h kiner Epidemie, wie es der Währuüngszerfall iſt, garnichts,

wenn ein Kranker geſundet. Die Anſteckungsgeſahr bleibt.
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ſprache Sinowjew kalt geſtellt Abbröckelung Alarmmeldungen aus Polen Gegen Litau

herauskommen. Noch klingt das Ganze phantaſtiſch, und
doch iſt ſchon der Tag erkennbar, wo dieſer gewaltige
Schritt auf dem Wege zu den Vereinigten Staaten getan
wird. Allerdings, Poincare dürfte dann kaum noch am
Ruder ſein. Wenn nicht alles täuſcht, iſt ſein Kabinett
nur ein Uebergang.

Das ſollten ſich auch die ElſaßLothringer ſagen, die
jetzt verzweifelt um ihre deutſche Mutterſprache kämpfen.
Herr Ricklin, der ſo tapfer im Vordergrunde ſteht, hat ſich
das wohl auch nicht geſagt, als er noch Mitglied des
deutſchen Reichstages war und damals eine micht gerade

wohlwollende Stellung zum Reich einnahm. Damals
legte man auf die deutſche Mutterſprache weniger Wert
und gebärdete ſich echt franzöſiſch. Schadenfreude iſt uns
fremd, aber wir denken doch an jenes Elſäſſer Lied vom

IPCCCCCBEDHumor des Auslandes.

Kleiner Junge (vom Nebenhauſe)
Sie mir bitte meinen Pfeil wieder geben!“

„Ach,

„Sehr gern, mein Kind. Wo ſteckt er

würden

Alte Dame
denn

Junge: „Jch glaube in Jhrer Katze.“
(„Humoriſt“)IV.

Hans im Schnakenloch, denn was er hat, das will er
nicht, und was er will, das hat er micht Dieſes un
glückliche Gebiet zwiſchen Rhein und Vogeſen iſt wie jedes
Grenzland vom Schickſal hin und her geworfen worden
und innerlich nie zur Ruhe gekommen. Es iſt weder
deutſch noch franzöſiſch, und deshalb erſcheint eine Auto
nomie das einzig Richtige um Europa den Frieden zu
verbürgen. Jn Paris hat man immer dieſe Bevölkerung
als kernfranzöſiſch angeſprochen, obwohl es Alemanen ſind
und die franzöſiſche Sprache ſelbſt die Nationalitätenfrage
am beſten beantwortet, indem ſie alle Deutſchen nach die
ſen Glſaſſern les Allemnands nennt. Wohl wird zunächſt
in Straßburg und Schlettſtadt, wo man eben erſt die fran
zöſiſchen Straßenſchilder wieder beſeitigt hat, die harte
Fauſt Poincares ſpürbar werden, der dieſes Reſſort über

Für die zehngeſpaltene Millimeter Zeile 10 Goldpfennig.
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en n e man ahnen die auf ingebilsſachliche Sedrohung beruhen Auf eben Fall jed
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2. Jahrgang

Die Folgen des Dogmatismus Der Sieg Poincares Das Kabinett der nationalen Einheit Die Klimmzüge des Franken Ein
uUnzureichendes Sanierungsprogramm Das internationale Finanzproblem Mellons Europareiſe ElſaßLothringen und ſeine Mutter

en Bedrohung Danzigs Nur ein
Uebergang Deutſcheitalieniſche Preſſeerörterung S Der Genfer Tagung entgegen.

es trotz mancher aſiatiſchen Neigungen gehört. Hätte ſich
dieſer Anſchluß ſchon vollzogen, ſo wäre die Verelendung

Alarmnachrichten aus

ßen
Meiſtens vergrößert

man nur das Uebel, das man beſeitigen will, aber dieſe
Folgen ſtehen erſt am Ausgang, nicht am Anfang, und
der Beginn iſt immer Unruhe für die Nachbarn. Wi

wiſſen nicht ob es ſich um Kriegsvorbereitung e

h. u e oklirren wieder einmal die Waffen Die Prawda Bbe-
hauptet, in Warſchau plane man, Litauen zu verſchlingen.
Sogar von Bandenbildung an der Danziger Grenze iſt
die Rede, und das Sowjetorgan ſagt mit einem deut
lichen Wink nach Berlin hin, daß dies für Oſtpreußen nicht
gleichgültig ſein könne. Ohne dieſe Vorgänge tragiſch zu
nehmen, werden wir doch auf unſerer Hut ſſein, zumal der
Abbruch der Handelsvertragsverhandlungen wegen der
Unnachgiebigkeit Polens in der Frage des Niederlaſſungs
vechtes uns deutlich genug die wirkliche Geſinnung Polens

gegen das deutſche Reich zeigt. Schließlich iſt Polen ja
überhaupt nur ein Uebergang. t

Jntereſſant haben ſich auch die deutſchettalieniſchen
Beziehungen entwickelt Eine Preſſeerörterung über die
Alpen hin und her hat bemerkenswerte Ergebniſſe gezei
tigt. Man iſt in Rom nicht unbelehrbar, und auf einen
freundlichen Artikel in einem deutſchen Blatt hin, hat der
halboffiziöſe Popolo di Roma ſehr verſtändig geantwor
tet. Die beiden jungen und zukunſtsreichen Nationen
im Herzen Europas ſeien aufeinander an gewieſen. Die
Diroler Frage dürfe nicht zwiſchen ihnen ſtehen, was hof
fentlich nicht bedeuten ſoll, daß wir zur Anterdrückung des
deutſchen Volkstums in Bogen und Meran zu ſchweigen
hätten, ſondern daß man die Minderheitsdechte peinlicher
als bisher achten wolle. Vor allem iſt auffällig, die Aeuße
rung des Blattes, daß Jtalien für einen Anſchluß Oeſter
veichs an Deutſchland Kompenſationen verlange. Wenn
damit nicht ausgerechnet die Kolonien gemeint ſind, auf
die wir Anſpruch erheben, weil ſie uns gehört haben, ſo

läßt ſich darüber reden. Ueberhaupt ſoll man das Verhält
nis der beiden Staaten leidenſchaftsloſer behandeln, als
es bisher der Fall war. Der Faſzismus iſt eine interne
Angelegenheit, Uber die die Jtaliener zu vichten haben
und auch wohl eines Tages richten werden. Das entſpricht
internationalem Recht. Muſſolini ſſehbſt gibt ja ein Bei
ſpiel, indem er die Beziehungen zu dem ſo ganz andersge
arteten Sowjetrußland verſtärkt. Wenn man in Rom
das deutſche Anrecht auf Kulturgemeinſchaft anerkennt, ſo
läßt ſich ſehr wohl ein gemeinſamer Weg finden. Aber
das iſt eine unbedingte Vorausſetzung, von der wir unter
keinen Amſtänden abweichen.

Auch Drohungen ſchrecken Uns micht. Jtalieniſche
Blätter meinten, man könne, um Deutſchland willfährignommen hat, aber man ſoll ſich dort mit dem Gedanken

tröſten, daß alles nur Webergang iſt.
Das gilt auch für Rüßland. Herr Stalin iſt ſeiner

innerpolitiſchen Gegner Herr geworden und hat es ſelbſt
vermocht, den allmächtigen Sinowjew hältzuſtellen, nach
dem Trotzki ſchon früher auf das tote Geleiſe geſchoben
worden iſt. Es iſt für uns ſſchwer, die Verhältniſſe in den
Sowjetſtaaten wirklich richtig beurteilen zu können. Sieetannte Deshalb iſt es unbedingt nötig, den ganzen Herd auszu

Rund räumen Erſt wenn jede éuropäiſche Währung auf Goldſche raheteſ baſis geſtellt ſein wird, werden wir aus der Verelendung
„ſtücke

probe
Nagrebur

müten verworren genug an. Die Oppoſition ſetzt ſich aus

zu machen, in Genf unſerer Aufnahme Schwierigkeiten
bereiten Die würde nur die entgegengeſetzte Wirkung
haben. Den Schaden hätten micht wir, ſondern Jtalien zu
trägen denn ein ſolches Vorgehen würde ihm in London
und Paris ſehr verargt werden Je näher die Herbſt
tägung des Völkerbundes heranrückt, umſo ſtärker empfin
det man den Zwang diesmal etwas Poſitives zu leiſten
Eine neue Niederlage würde dieſe Jnſtitutton ſchlecht

den verſchiedenſten Elementen zuſammen Und iſt kein ein überſtehen. And das iſt die Gewähr für eine Verſtändi

güng. Richard May.



entwurf wollte, entſprechend den Wünſchen der bäuer-

Die demokratiſche Reichstagsfraktion
und die Landwirtſchaft

Nachſtehend veröffentlichen wir einen
WUeberblick über die Arbeiten, die demokrati
ſche Reichstagsfraktion im Laufe der letzten
Monate für die Landwirtſchaft geleiſtet hat.

Land wirtſchaftliche Siedlung.

1) Die Demokratiſche Partei iſt die
Vorkämpferin des Reichsſiedlungsge-ſetzes vom Auguſt 1919. Jhr iſt es zu danken, wenn
nach dieſem Geſetz nicht nur die Neuſied lung Schaf
fung neuer Bauernſtellen), ſondern auch die An lieger-
ſüed lung (Vergrößerung vorhandener zwergbäuerlicher
Betriebe bis auf die Größe einer ſelbſtändigen Acker
nahrung) betrieben werden ſoll. Großgrundbeſitz, Deutſch
nationale, Landbund und größere Teile der Volkspartei
haben dem Siedlungsgedanken ablehnend gegenüberge
ſtanden. Das zeigte ſich auch 1923 bei der Verabſchiedung
der Novelle zum Reichsſiedlungsgeſetz
über die ſogenannte Flüchtlingsſiedlung. Durch ſie ſoll
ken 40 000 ha Land in einem beſchleunigten und abgekürz-
ken Verfahren vom Großgrundbeſitz für die um ihres
Deutſchtums willen vertriebenen Anſiedler zur Verfügung
geſtellt werden. Nur im ſchärfſten Kampfe mit der Rech
ken gelang es, dieſe Novelle durchzuſetzen.

Die Demokratiſche Fraktion hat ſich ferner der aus
den an Polen verlorenen Gebieten verdrängten Anſiedler
im beſonderen wiederholt angenommen, u. a. durch eine
Entſchließung vom Auguſt vorigen Jahres, die von der
Reichsregierung Maßnahmen und Mittel zur ſchleunigen
Anſehzung dieſer vertriebenen Anſiedler fordert, und durch
eine weitere Entſchließung bei der Verabſchiedung des gro
en Siedlungsantrages vom 1. Juli 1926, durch die eben
falls Reichsmittel gefordert werden, um dieſen Anſied
lern endlich eine geſicherte Exiſtenzmöglichkeit zu ſchaffen.

Die auf das Reichsſiedlungsgeſetz geſetzten Hoffnungen
ſind bei weitem nicht erfüllt worden. Gründe dafür der
immer wachſende Widerſtand des Großgrundbeſthes und
der Rechtsparteien, der Bürokratismus der Siedlungs
Behörden (Kulturämter), der vielfach zu teuer arbeitende
Apparat der Siedlungsgeſellſchaſten, der Mangel an Geld.
Ziel der Demokratiſchen Fraktion auch das Reich
ſoll ſich ander Finanzierungsgufgabe zur
Wiederbelebung der immer nötiger wer-
denden Siedlungsarbeit beteiligen.

2.) Der Antrag der Demokraten bei der Haushalts-
beratung im Frühjahr 1925 auf Bewilligung von zwölf
bezw. ſechs Millionen Reichsmark iſt von der damaligen
Regierungsmehrheit Deutſchnationale bis Jentrum ein
ſchließlich) abgelehnt worden, trotzdem bei der Ueberſchuß
wirtſchaft des deutſchnationalen Reichsſinanzminiſters von

Schlieben die Mittel dazu ſehr wohl vorhanden waren.
3.) Bei der letztjährigen Haushaltsberatung wurde

weiterer demokratiſcher Antrag des Abgeor
ten Dietrich, aus den Aeberſchüſſen der

Reichsgetreideſtelle 50 Millionen Reichs
mark zur Verfügung zuſtellen zur För de
rung der Stiedlung, zu Bodenverbeſſe-
rungs arbeiten und für Maßnahmen zür
Förderung der land wirtſchaftlichen Er
zeugung angenommen. Die Folge war das kürz

lich verabſchiedete Geſetz,
für Bodenverbeſſerungsarbeiten ausgeworfen worden ſind,
15 Millionen Mark für Siedlung und 10 Millionen Mark
zur Förderung der land wirtſchaftlichen Erzeugung. Bei
der Beratung dieſes Geſetzes wurde ein demokratiſcher

Antrag Rönneburg, ſtatt 15 Millionen 25 Millionen Mark
für Siedlungen zu verwenden, abgelehnt. Angenommen
wurde dagegen ein Antrag, der die 10 Millionen Mark
zur Förderung der land wirtſchaftlichen Erzeugung ins
beſondere genutzt wiſſen will für die Förderung des deut
ſchen Garten Gemüſe und Obſtbaues. Ebenſo wurde an
genommen ein weiterer Antrag, der bei der Siedlung die

Landarbeiter und Jnduſtriearbeiter, die aus der Land
wirtſchaft ſtammen, als Siedler berückſichtigt wiſſen will.

Ein demokratiſcher Jnitigtivp- Geſetz

lichen Organiſationen, einige Verbeſſerungen im
Reichsſtedlungsgeſetz vorgenommen wiſſen, die

ſich aus der bisherigen Praxis als notwendig erwieſen
haben:

a) der Begriff der ſelbſtändigen Ackernahrung ſollte,
da er ſehr verſchieden ausgelegt wird, feſter um
grenzt werden;

b) die Beſtimmung im Reichsſiedlungsgeſetz ſollte ge
ſtrichen werden, nach der die Veſitzer von Oedland,
das man für Siedlungszwecke in Anſpruch nehmen
will, für ſich eine mehrjährige Friſt zur ſelbſtän
digen Kultivierung verlangen können. Dieſe Be
ſtimmung hat zu einer weitgehenden Verhinderung
der Oedlandkultivierung geführt;

c) es ſollte den Anliegerſiedlern, die zu Zeitpacht oder
Pacht mit Kaufanwartſchaft angeſetzt worden ſind,
auf Antrag das Eigentumsrecht gewährt werden.

Dieſe ſämtlichen Anträge wurden von einer Mehrheit
Deutſchnationale bis Jentrum) abgelehnt.

5.) Zu einem entſcheidenden Erſfolg führte
der demokratiſche Antrag Rönneburg, nach
dem 250 Mällionen Mark, verteilt auf die näch
ſten fünf Jahre, vom Reiche für Neuſtedlung
wie für Anliegerſted lung in den dünn be
völkerten Reichsgebieten beſonders im
Oſten) zur Verfügung geſtellt werden ſol-
len. Unter Zuſammenarbeit des Reiches und der Län-
derregierungen mit einem Reichstagsausſchuß ſollen dafür
allgemeine Richtlinien aufgeſtellt und ihre Durchführung
überwacht werden. Die Mittel ſollen ohne weitere Ver
teuerung durch die RentenbankKreditanſtalt weiter gelei
tet werden. Dieſer Antrag iſt am 1. Juli zum Beſchluß
erhoben worden und ſtellt einen bedeutſamen Fortſchritt

nach dem 35 Millionen Mark

dar. Durch dieſen Beſchluß iſt auch für Siedler aus Mittel
Weſt und Süddeutſchland die Möglichkeit zur landesmann
W a en geſchloſſenen Siedlung im deutſchen Oſten ge
geben.

Die Rettung aus Görlitz.
Vom 6. Parteitag der Reichspartei des Deutſchen Mit

telſtandes kommt wieder einmal die Nachricht won einem
jener politiſchen Univerſalmittel, die alle Nachkriegskrank
heiten ſo radital wie möglich heilen ſollen. Das Aniver
ſalbheilmittel, das von den Parteiführern verkündete Pro
gramm, gipfelt in dem Satz: Deutſchland muß ſich ſelbſt
helfen eine Jdee, die ja nicht ganz neu iſt, aber immer
hin doch ganz gut zu gebrauchen wäre. Man muß nur
fragen, wie dieſe Selbſthilfe vor ſich gehen ſoll, Die Par
teileiter haben in Görlitz von Steigerung der Eigenproduk
tion, von Sparſamkeit der Behörden, von Beſeitigung
wirtſchaftlicher Zwangsmaßnahmen geſprochen (alles, was
man auch bei anderen Parteien haben kann), aber ſie
haben dann auch einige wirtſchaftsparteiliche Spezialitä-
ten bekannt gegeben: Einheitsſteuer und Arbeitsdienſt.

D. D. P.
Magdeburg
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Verfaſſungsfeier

erfeſt
n

am Mittwoch
den 11. Auguſt 1926,

nachmittags 5 Ahr
im herrlichen Garten des Hohenzollernparkes.

Freiherr

Gartenkongzert, Feſtrede, Gefangsvorträge
heitere Vorträge, Tanz.

Zu dieſer Veranſtaltung laden wir alle Demokraten
und Geſinnungefreunde herzlichſt ein

e Programme zum Preiſe von 090 Mark
einſchl. Tanz und Steuer ſind erhältlich bei den Mitgliedern
des Vorſtandes, ſowie in der Geſchäftsſtelle Breiteweg 13940.

h

Die Einheitsſteuer iſt wohl nicht ſo wörtlich gemeint,
denn man müßte ſonſt an die immerhin zweihundert Jahre
zurückliegende volks wirtſchaftliche Thedrie der Phyſiokra
ten denken, die den ganzen Staat von der Landwirtſchaft
her finanzieren wollen. Die Wirtſchaftspartei läßt da
neben immerhin auch Einkommen und Vermögensſteuer,
ſie läßt die Grundbeſitzer gelten. Trotzdem iſt ihr Steuer
vereinfachungsprogramm ebenſo einfach wie alle die theo
retiſchen Vorſchläge, die an der Praxis ſcheitern. Hat ſich
doch bei den Finanzreformen immer wieder gezeigt, wie
ſtark die Wünſche der Jntereſſentenkreiſe durcheinander
gehen und gerade in Deutſchland ſeinen zahlreichen be
hördlichen Jnſtanzen, mit den zahlloſen Zuſtändigkeitskon
fflikten zwiſchen Reichs-, Länder- und Gemeindebehörden
kann ein Steuervereinfachungsprogramm wirklich nicht
viel mehr als ein ſchöner Programmpunkt ſein. Was ja
vielleicht der Wirtſchaftspartei genügen mag. Mit der
Arbeitsdienſtpflicht iſt es ähnlich Dieſen Gedanken in
der Zeit der großen Erwerbsloſigkeit als eine Rettungs
ſiüdee vorzutragen durch das werbende Anlagen geſchaffen
werden ſollen. Dabei wird aber ſchon die Beſchäftigung
einiger hunderttauſend Arbeiter Koſten verurſachen, fülr
deren Anbringung ein großer Kräfteeinſatz erforderlich
iſt. Daß das beſſer werden würde, wenn man ſtändig
jugendliche Arbeiter im Umfange des deutſchen Friedens
heeres an Staatsunternehmungen arbeiten laſſen wollte,
iſt nicht übermäßig wahrſcheinlich.

Man fragt ſich, ob für die Durchſetzung ſolcher Pro
grammpunkte denn wirklich ſo ausgeſprochene Mittel
ſſtandsintereſſen darſtellen, wie der Name der Wirtſchafts
partei es fordern würde, oder ſollte die politiſche Forde
rung des Profeſſors Bredt, den Reichspräſidenten unter
Aenderung der Reichsverfaſſung mit größeren Regierungs
vollmachten auszuſtatten, dieſen Nachweis der Exiſtenzbe
rechtigung liefern? Auch dieſen Plan hat man aus dem
Kreiſe vrechtsgewrichteter Parteien doch bereits gehört, ehe
er von der Wirtſchaftspartei übernommen war. Mit
ihren Programmreden in Görlitz haben die Führer der
Partei zwar ſelbſt die Behauptung dementiert, demokra-
tiſche Politiker hätten ernſtlich daran denken können, die
Wirtſchaftspartei zu einem Zuſammenſchluß mit den De
mokraten aufzufordern. Aber eine Rechtfertigung über
die Zerſplitterung des Parteiweſens, an der die Wirt
ſchaftspartei mitſchuldig iſt, ſtellt das Görlitzer Rettungs
programm deshalb doch nicht dar.

Demokraten und Mittelpartei.
Falſche Behauptungen des Profeſſors Bredt.

Der „Demokratiſche Zeitungsditenſt“ ſchreibt: Auf dem
Parteitag der Reſchspartei des Deutſchen Mättelſtandes

(Wirtſchaftspartei) hat nach einer Meldung des Hugen
bergſchen Montag der Reichstagsabgeordnete Prof. Dr
Bredt behauptet, daß auch von führender demokratiſche
Seite die Mittelſtandsparkei zu einem Zuſammenſchluf
mit den Demokraten aufgefordert worden ſei. i

Die Parteileitung der Demokratiſchen Partei erklär
die Behauptung des Herrn Prof. Dr. Bredt für unwahr
An Prof. Bredt iſt es nun, mitzuteilen, von welcher angeb
lich „führender“ Seite derartige Aufforderungen an die
Wirtſchaftspartei gerichtet worden ſind

Aen Berlcnnemtem en reren
Eine grundloſe Verleumdung.

Die völkiſche Deutſche Zeitung brachte in großer je
Aufmachung und mit ſenſationellen Ueberſchriften die Chrent
Nachricht, die Witwe Conrad Haußmanns habe ſich mine et
Rückſicht darauf, das ihr Gatte kurz nach der Revolution ann

vbdas Amt eines Staatsſekretärs verwaltet habe, beim h dReichsſinanzminiſterium um eine Witwenpenſton bewor ſfmar m
ben und dieſe ſei ihr ausnahmsweiſe bewilligt worden Reichs

Daran knüpfte die „Deutſche Zeitung häßliche Bemer- den
kungen über demokratiſche Führer als Vermittler und Be die Ei
williger dieſes Witwengeldes Jn Wahrheit verhält ſich
die Sache gang anders Conrad Haußigann, der 35 Jahre
im öffentlichen Leben geſtanden und infolgedeſſen auch keis e Verſt
ne Möglichkeit gehabt hat, ſich Reichtümer zu ſammeln, hat ſonale un
ſeinergeit auf eine Penſion des Reiches verzichtet obwohl
er auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen das Recht ge
habt hätte, eine Penſton zu beanſpruchen als langjähriger
Notar, ſo wie ſie beiſpielsweiſe der frühere Reichskanzler
Fehrenbach bezogen hat. Als nun infolge der Jnflation
ſeine geringe Hinterlaſſenſchaft völlig zuſammengeſchmol
zen war, richtete ſeine Witwe, die auf die Anterſtützung
durch ihre Kinder angewieſen war, in Unkenntnis der ge
ſetzlichen Beſtimmungen an die Reichsfinanzverwaltung
das Geſuch um ein Witwengeld. Der Reichsfinanzmini
ſter, der ſich ſtreng an die geſetzlichen Vorſchriften hielt
lehnte das Geſuch ab im Hinblick darauf, daß Haußmann
ſelbſt auf die Penſion verzichtet hat. Die Gewährung
eines Witwengeldes wäre nur im Gnadengeſuche möglich
geweſen, dieſen zu beſchreiten, verſagte ſich Frau Hauß-
mann. Es iſt recht bezeichnend, daß die Gewährsmänner
der „Deutſchen Zeitung die offenbar im Retchsſinanzmi
niſterium ſihen, und denen der ablehnende Beſcheid des
Miniſters Dr. Reinhold unbekannt geblieben war, ohne
weiteres angenommen haben, das Geſuch von Frau Hauß-
mann würde ohne die erforderlichen geſetzlichen Anterla
gen bewilligt werden.
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Demokraten und Regierungsbildung.

Exrkelenz an Gothein.
Vor kurzem hatte das „Hamburger Fremdenblatt

einen Aufſatz des Reichsminiſters a. D. Gothein veröffent
licht. in dem die Frage der Regierungsbildung erörtert
wurde. Der Vorſthende des Parteivorſtandes der Den

ſchen Demokratiſchen Partei, Reichstagsabgeordneter Er
kelenz, hat in dieſem Zuſammenhang an das „Hamburger
Fremdenblatt eine Zuſchrift gerichtet, die wir nachſte
hend wiedergeben:

„Jn dem Aufſaß des Herrn Dr. Gothein heißt es
„Will die Demokratiſche Partei eine Mittelpartei ſein,
ſo darf ſie nicht eingig und allein die Koalition nach links
ſuchen, ſelbſt nicht in der Form der großen Koalition der
Volkspartei bis zu den Sozialdemokraten Aber die
Demokratiſche Partei darf nicht den Anſchein erwecken
als gebe es ſür ſie nur dieſe politiſche Konſtellation
Daxrf vor allem in der Sozialdemokratie nicht den Glau Preuß
ben wachrufen, die Demokraten machten ohne ſie nicht mit. J Eine
Zu dieſen Bemerkungen des Herrn Gothein laſſe ich die Zur
Zahlen ſprechen. Jn dem Augenblick, wo ich dieſes ſchrei Pas dem
be, beſteht die deutſche Republik 89 Monate Jn dieſer Pintſhe 3
Zeit war die Demokratiſche Partei 63 Monate hindurch Der
mit voller Verantwortung in der Regierung vertreten Piger Ve
Jn den übrigen 26 Monaten war ſie meiſt auch noch durch Pie Veteil
Herrn Geßler als Fachminiſter in der Regierung vertre- rlhe die
en. Von den 63 Monaten war die Sozialdemokratie
nur 25 Monate in der Regierung. Wir haben alſo dop
pelt ſo lange ohne und meiſt auch gegen die Sozialdemo-
kratie vegiert als mit ihr.

Jn unſerer heutigen ſchnellebigen Zeit wird ſehr
ſchnell vergeſſen. Jmmerhin iſt es auffällig daß ſelbſt
ein alter Politiher wie Gothein, der alle dieſe Dinge ſogar
ſelber mitgemacht hat, jetzt vergeſſen hat, daß wir mehr
ohne als mit der Sozialdemokratie regiert haben.

3

Reichsbanner und Kleinkaliber.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, ha

das Reichsbanner SchwarzRotGold auf einer Sitzung, die
am Sonntag in Magdeburg ſtattfand, eine Entſchließung
angenommen, nach der innerhalb des Reichsbanners ges
duldet wird, daß ſich die Reichsbannerangehörigen mit
Kleinkaliberſchießen befaſſen. Eine allgemeine Bewaff
mung mit Kleinkaliberwaffen iſt nicht beabſtchtigt, eben
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Reichswehr und Rechtsradikale. n zu b
Getäuſchte Hoffnungen reine

Jn dem Programm, das die rechtsradikalen Verbände für n
den ſogenannten Ehrentag der deutſchen Armee und Marine
am 28. und 29. Auguſt in Nürnberg aufgeſtellt hatten, waren
u. a. auch die folgenden Punkte enthalten: Auſſtellung der
Ehrenkompagnie am Bahnhof, Abholung der Fahnen der
bayeriſchen Armee, Auſſtellung der Verbände auf dem Exerzier
platz GroßReuth. Die Veranſtalter, d. h. die rechtsradikalen
Verbände, hatten alſo auf eine Begünſtigung ihrer Demon
ſtration durch die Reichswehr gerechnet, vielleicht in der Hoff
nung, daß der ſchöne Name des Nürnberger Aufmarſches der
Rechtsradikalen das Reichswehrminiſterium über den wirk
lichen Charakter täuſchen würde. Jnzwiſchen war aber ein ver



Une h auliches Rundſchreiben der Veranſtalter in die Oeffentlichkeit

r don drungen, aus dem hervorging, daß es ſich lediglich um eine
Zuſanm h egendemonſtration gegen die große Verfaſſungsfeier des
ſei enſchliſfeichsbanners Schwarz RotGold handelt, die in dieſem Jahr

Nürnberg ſtattfindet und ſicher viele Zehntauſende vonPard m epublikanern nach Nürnberg führen wird. Jn dem Rund

well ſreiben hieß es wie folgt:
„Jnfolgedeſſen nehmen wir in Bayern die Kampfanſage
i Reichsbanners „Macht Nürnberg ſturmreif“ von vornherein

i. Wir werden alſo in derſelben Stadt, in der das Reichs
inner ſeinen Endſieg verkünden will, in unmittelbarer Folge

In ungebrochenen Kampfeswillen der ſchwarzweiß roten
Peltanſchauung dem Reichsbanner entgegenſtellen

hie Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, wird
eberſh n große eſe ſchwarz weißrote Gegendemonſtration keinerlei

en nkterſtützung durch die Reichsweſhhr erhalten.
ine Ehrenkompagnie wird nicht geſtellt, im Beſitz der

eichswehr befindliche Fahnen ſtehen den Rechtsradikalen
wen lbſtverſtändlich gleichfalls nicht zur Verſügung und ein
nſon bewer ufmarſch der Vaterländiſchen Verbände darf auf keinem

r Reichswehr gehörenden Truppenübungsplätze ſtatt
Anden.

i Die Einigungsverſuche bei den Rechtsparteien
der 35 Jaht „Führerſtimmen“.deſſen auch h

u ſammeln h
tgichtet, obwoh

Die Verſuche die beiden Parteien der Rechten, Deutſch
tionale und Deutſche Volkspartei, zu einer Arbeits

n das Recht meinſchaft zuſammenzuſchließen, werden noch immer in
ils langiah en politiſchen Kreiſen dieſer Parteien lebhaft erörtert.
e Roichskame 5 hat eine Korreſpondenz volksparteiliche Parlamen
e der an trier dazu aufſgefordert, ſich zu der Möglichkeit einer ſol
amnengeſhmn en Arbeits gemeinſchaft zu äußern. Der Reichstags
e Untenſien bgeordnete Dr. Eremer äußert ſich hierzu auffallend
Lnntnis den eptiſch. Er unterſtreicht ſtark, daß die Volkspartet ihre
nern uf Liberalismus begründete politiſche Auffaſſung feſt
hen alten müſſe und daß deshalb ſchon von vornherein ein
heiten da ründſätzlich micht überbrückbarer Widerſpruch zwiſchen der
daß hen olkspartei und den Deutſchnationalen gegeben iſt. Er
die n hebt in dieſem Zuſammenhang als erſte Forderung für
n e i n in Zuſammengehen der beiden Parteien die Ausſchaltung
d an v es vechtsradikalen Flügels bei den Deutſchnationalen
ehe Für üns Volksparteiler bleibt der Prüſſtein das Verhal

Seiten n gewiſſer deutſchnationaler Führer und ihrer Preſſe
e egen über dem Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann

n d um Schluß warnt Dr. Cremer vor allem moch vor dem
en war ihr rufen aus dem Lager der HugenbergPreſſe. Weniger

e Hu eptiſch äußer ſich Freiherr von Rheinbaben. Er verſucht
ichen Unter re Deutſchnationalen zu unterſtützen, die mit dem Ein

bitt Deutſchlands in den Völkerbund das erſte Kapitel
er deutſchen Nachkriegspolitik zum Abſchluß bringen wol
en wodurch ſich künftig ein zwangsläufiger Kurs für die
lüßenpolitik ergebe. Er ſindet kein Wort dafür, daß die
Nütſchnationalen dieſen erfolgreichen Kurs der Außen
litik ſabotiert haben, wo es nur möglich war. Er fin
t auch kein Wort für den perſönlichen Kampf, den ſeine
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ſef Dr. Streſemann geführt haben. So erhoſſt er von
em baldigen Wiedereintritt der Deutſchnationalen in die
kegierung die ſicherſte Grundlage für gemeinſame Arbeit
n ähnlichem Sinne ſprechen ſich auch die volksparteilichen
deichstagsabgeordneten Dr. Becker und Adams aus.
mmerhin macht ſich auch bei ihnen ein gewiſſer Skeptizis
üüs geltend, der in der Praxis einen ſtarken Schatten
uf ihr Ziel wirft. Ein enges Zuſammengehen, oder gar
ine Verſchmelzung beider Parteien hält man jedenfalls
n dieſen Kreiſen für ausgeſchloſſen.
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Preußiſcher Richterverein und politiſche Zenſur
Eine Anfrage des Senatspräſidenten Großmann.
Zur Ausſchließung des Senatspräſidenten Großmann

s dem Preußiſchen Richterverein erfährt der „Demo
ratiſche Zeitungsdienſt“ noch folgendes:

Der Preußiſche Richterverein hatte auf ſeinem Hirſch
erger Vertretungstage beſchloſſen, ſeinen Mitgliedern
ie Beteiligung an ſolchen Organiſationen zu verbieten,
velche die Vertretung von Standesintereſſen und beam
en wirtſchaftlichen Belangen zum Gegenſtande ihrer Be
tkrebungen machen. Der Geſamtvorſtand des Preußi
hen Richtervereins hat dieſen Beſchluß dahin ausgelegt,
ſaß dadurch auch die Doppelmitgliedſchaft im Preußiſchen
kichterverein und im Republikaniſchen Richterbund unter
ägt ſei. Dieſes Vorgehen des Richtervereins rief bei
Mitgliedern des Republikaniſchen Richterbundes, nament
ich in kleineren Städten, Beunruhigung hervor, weil
hnen die Gefahr der geſellſchaftlichen Aechtung drohte,
älls ſie trotz des Beſchluſſes im Republikaniſchen Richter
)ünde werblieben.

Durch ſeinen offenen Brief vom 19. April hat Dr.
hroßmann ſich gegen dieſes Vorgehen des Richtervereins
jewandt und darauf hingewieſen, daß der Republikaniſche
Richterbund tatſächlich keine Standesorganiſation, ſon
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en Richterverein genötigt, nunmehr Farbe zu bekennen
n der Mitgliederverſammlung vom 2. Juli 1926 hat der
Bezirksverband GroßBerlin, der größte Teilverband des
Preußiſchen Richtervereins, es abgelehnt, den Ausſchluß
Hroßmanns mit der UAnzuläſſigkeit der Doppelmitglied
ſchaft zu begründen. Der Vorſtand des Preußiſchen Rich
ervereins hat alſo eine ſchwere Niederlage erlitten. Seine

I zungsauslegung iſt als willkürlich oder doch minde
kens als unrichtig erkannt und anerkannt worden. Das
Pedeutet einen unbeſtreitbaren Erfolg des vom „Demokra

wiſchen Zeitungsdienſt bekannt gegebenen offenen Brie
Und der ſich an ihn anſchließenden mannigfachen Zei

ungserörterungen.
Der Vorſtand des Bezirksverbandes hatte nun vor
ichtshalber den Ausſchluß Großmanns noch aus einem

en weiten Grunde beantragt, indem er ihm nämlich „ver
P in-widriges Verhalten vorwarf. Dieſes Verhalten

Alte in der öffentlichen, angeblich beleidigenden Kritik
n er Rechtspflege und der preußiſchen Richter durch Dr.

Sroßmann zu finden ſein. Großmann verteidigte ſich in

tritt

arg weiß roten Freunde gegen ſeinen eigenen Partei

längeren Ausführungen, in denen er den Standpunkt ver
trat, daß die preußiſchen Richter in politiſchen Prozeſſen
leider noch überwiegend zugunſten des alten Syſtems
für richtig, dieſe ſeine Ueberzeugung der Oeffentlichkeit
befangen ſeien. Er, Großmann, halte es nicht
zu verſchweigen, ſondern glaube, daß eine offene Kritik
nicht nur der Rechtspflege, ſondern auch den Richtern
ſelbſt nur zum Vorteil gereichen könne. Obgleich dieſe
Ausführungen nicht ohne Eindruck blieben, wurde doch
mit großer Mehrheit (etwa 80 gegen 30 Stimmen bei
einer größeren Anzahl von Stimmenthaltungen) der
Ausſchluß Großmanns wegen „vereinswidrigen Verhal-
tens“ beſchloſſen und damit dem Vorſtand des Richter
wereins die ihm dargereichte bittere Pille etwas verſüßt.

Wie wir hören, beabſichtigt Dr. Großmann, gegen
dieſen Beſchluß die ſatzungsmäßig zuläſſige Berufung an
den Geſamtvorſtand einzulegen. Er will dem Vorſtand
die Frage vorlegen, ob es wirklich bei einem Beſchluß
verbleiben ſolle, der für de dem Preußiſchen Richterver
ſein angehörenden Richter die Einführung der politiſchen
Zenſur bedeuten würde.

Berufung in das Reichsminiſterium des Jnnern. Der
Vorſitzende des Beamtengausſchuſſes der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei, Gerhard Vogt, wurde vom Reichsmi
miſter des Jnnern Dr. Külz in das Miniſterium des Jn
nern berufen. Gerhard Vogt hat ſich weit über den Kreis
der demokratiſchen Beamten hinaus in der deutſchen Be
amtenſchaft einen ausgezeichtteten Ruf zu verſchaffen ge
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mit Jhren Angehörigen die am Sonnabend, den

verbunden mit

Gomemerfeft
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Vereins der Deutſchen Hemokrgtiſche

e Parlet in Halle.
Veranlaſſen Sie auch Jhre Freunde und Be

kannten zum Beſuch unſeres Feſtes.

Die Verfaſſungsrede hält der Demohratiſche
Reichstagsabgeordnete

Ernſt Kemmer.
Löſen Sie Ihre Eintrittskarte zu 60 Pf.

aber ſofort
(inder zahlen kein Eintrittsgeld).

Die Feſtkarten ſind in der Geſchäſtsſtelle, Leip
ziger Straße 21, und bei Herrn A. Simonſohn, Gr.
Steinſtraße 54/55, zu haben.

mutetwußt. Es wird deswegen vor allem in den Kreiſen der
Begamtenſchaft ſeine Berufung mit beſonderer Genugtuung
begrüßt werden. Wie wir erfahren, wird der Reichsmi
niſter des Jnnern Gerhard Vogt insbeſondere zur Erle
digung von Spezialaufträgen verwenden.

e

Schurig auf dem Wege zur Beſſerung. Der am letzten
Sitzungstage des Reichstags verunglückte demokratiſche
Reichstagsabgeordnete SchurigBremen befindet ſich er
freubicherweiſe auf dem Wege zur völligen Wiederherſtel
lung Er hat Berlin bereits verlaſſen können und wird
zurzeit in Bremen ärztlich behandelt. Es iſt zu hoffen,
daß Direktor Schurig mit dem Wiederbeginn des Reichs
tags auch ſeine erfolgreiche parlamentariſche Tätigkeit
wieder aufnehmen kann.

Se
Die Zahl der Reichsbeamten.

Der Reichsminiſter der Finanzen hat dem Reichstag
eine Ueberſicht über den Perſonalſtand vom 1. April 1926
vorgelegt, aus der ſich ergibt, daß an dieſem Zeitpunkt
beſchäftigt waren bei den Hoheitsverwaltungen des Rei
ches 97 348 Beamte, 20 089 Angeſtellte und 43 473 Arbeiter
Mit Ausnahme einer geringen Perſonalvermehrung bei

den Angeſtellten hat im allgemeinen eine Perſonalvermin
ern ein ſtaatspolitiſcher Verein iſt. Dieſer Vorſtoß hat derung ſtattgefünden, die bei den Arbeitern 7 789 betrug

Bei der deutſchen Reichspoſt einſchließlich der Reichs
druckerei waren am 1. April 1926 beſchäftigt. 249 609 Be
annte, 4 277 Angeſtellte, 40 986 Arbeiter Bei der deut
ſchen Reichspost iſt gegenüber dem 1. Oktober 1925 hinſicht-
lich der Beamten, der Angeſtellten und der Arbeiter eine
Perſonalverminderung erfolgt.

Die weitaus größte Zahl der Reichsbeamten entfällt,
abgeſehen von der deutſchen Reichspoſt, auf das Reichs
finanzminiſterium, das am 1. April 1926 70955 planmä
ßige, 3 322 außerplänmäßige und 1169 Beamte im Vorbe
reitungsdienſt beſchäſtigte. Dazu kommen beim Reichs
fünanzminiſterium noch 8 722 Angeſtellte. Die Zahl der
Arbeiter war am größten im Reichswehr miniſterium. Sie
betrug für die Reichswehr 8 095 und für die Reichsmarine
11257 Mann. Davon waren 5 389 auf den Werften be
ſchäftigt. Es folgt dann das Reichsverkehrsminiſterium,
das 14 000 Arbeiter beſchäftigte

Als Ergänzung zu dieſer Zuſammenſtellung muß hin
zugefügt werden, daß nach einer Ueberſicht der deutſchen
Reichsbahngeſellſchaft im April 1926 der Perſonalbeſtand

668 555 Köpfe betrug, außerdem 34 421 Zeit und Aus
hilfsarbeiter. Die Zahl der Zeit und Aushilfsarbeiter
iſt im Mai um rund 11 000 geſtiegen, da für die Bahn
unterhaltung in der günſtigen Bauperiode Arbeiter einge
ſtellt worden ſind, die nach längſtens ſechs Monaten wieder
ausſcheiden. Bei dem ſtändigen Perſonal der Deutſchen
Reichsbahngeſellſchaft iſt wiederum eine Verminderung von
4634 Köpfe eingetreten.

Reichshanner „SchwarzRotGold“

Zu der am 8. Auguſt in Bitterfeld ſtattfindenden

GauVerfaſſungsfeier
hat die Feſtrede der Demokratiſche Landtagsabgeordnete
Herr Stagatsminiſter

De. Schreiber

Die Rede iſt für Sonntag, nachmittags 3 Uhr, bei der
Feier auf der Feſtwieſe vorgeſehen.

übernommen

en.
S Bezirk Magdeburg.

D. D. P. (Geſchäftsführender Ausſchuß). Die Sitzun
gen ſallen während der Ferien aus.

Magdeburg. Eine Nationale Verfaſſungsſeter
verbunden mit Sommerfeſt veranſtaltet die Deutſche De
mokratiſche Partei am Mittwoch, den 11. Auguſt nach
mittags 5 Ahr im Hohenzollernpark unter Mitwirkung
des SchlathOrcheſters und Magdeburger Opernquartetts
Mitglieder des Stadttheaters). Die Feſtrede hat Herr
Relchstagsabgeordneter Freiherr von Richthofen über
nommen. Programme ſind in unſerer Expedition er
hältlbich.

Feſtſpiele im Harzer Bergthegter. Am Sonnabend, den
31. Jullt, nachmittags 4 Ahr gelangt als vierte Neu
einſtardierung „Liebes Leid und Luſt von Shakeſpeare
zur Erſtaufführüng. Bühnenbearbeitung und Jnſzenie
rung. Direktor Exrich Pabſt. Jn der Aufführung wirkt das
geſamte künſtleriſche Perſonal der Feſtſpiele mit. Die
Bühnenmuſtk hat Gerhard Broſig für das Werk beſon
ders komponiert.

Bezirk Halle.
e Was iſt ein Renegat?

Antker dem Worte Renegat“ bezeichnet der Kleine
Brockhaus einen Verleugner oder Abtrunnigen. Die
gleiche Auslegung des Ausdruckes iſt auch im geſellſchaft
lichen Leben gebräuchlich und man will darunter gewiß
micht ein ſchmeichelhaftes Werturteil verſtanden wiſſen.
Der Herr Landgerichtsdirektor Thor weſt in Halle ſcheint
bisher von dieſer Bedeutung des Wortes „Renegat“ keine
Kenntnis gehabt zu haben. Erſt ein Schreiben des Herrn
Oberlandgerichtsprä ſidenten in Naumburg,
das im Einvernehmen mit dem Herrn Juſtäz miniſter
an den Herrn Landgerichtsdirekkor Thorweſt erfolgte, hat
ihm dieſe Auslegung eröffnet. Zur Erläuterung folgen
der Sachverhalt:

Jn der Berufungsverhandlung, die vor einigen
Wochen gegen den Stahlhelmführer Oberſtleutnant
Dueſterberg wegen Beleidigung des Regierungs
Präſidenten Dr. Grützner ſtatkfand, hatte der An
geklagte vor Gericht den Kläger unter Beziehung auf
deſſen 1918 erfolgtes Bekenntnis zur ſozialdemokra
tſchen Partei wiederholt einen Renegaten genannt
ohne vom Vorſitzenden, Landgerichtsdirektor Thor
weſt, auf das UAnzuläſſige einer ſolchen Ausdrucksweiſe
aufmerkſam gemacht zu werden. Auch als der Klä
ger, Regierungspräſident. Dr. Grützner, ausdrücklich
den Schutz des Vorſitzenden hiergegen erbat, blieb

Dieſes Verlangen erfolglos. Die darauf von Dr.
Grützner beim Landgerichtspräſidenten Dr. Gul
an d gegen das Verhalten des Landgerichtsdirektors
Thorweſt eingereichte Dienſtaufſichtsbeſchwerde führte
ebenfalls zu keinem Ergebnis. Jetzt hat Herr Dr.
Grützner, der ſich beſchwerdeführend an den Oberland
gerichtspräſidenten und den Juſtigminiſter gewandt
hatte, vom Oberlandgerichtspräſidenten in Naumburg
folgendes Antwortſchreiben erhalten

„Jn Verfolg der Dienſtaufſichtsbeſchwerde Euer
Hochwohlgeboren habe ich dem Landgerichtsdirektor
Thorweſt unter Billigung des Herrn Juſtizminiſters
eröffnet, daß der Sinn des Wortes „Renegat doch
etwas anders auszulegen ſei, als es ſeiner und des
Herrn Landgevichtspräſidenten Auffaſſung ent
ſpricht, daß nämlich der Ausdruck vielfach in herab
ſetzendem Sinne gebraucht werde, und es daher ge
waten geweſen wäre, den von Euer Hochwohlgeboren
ausdrücklich erbetenen Schutz gegen dieſe Begeich
nung in geeigneter Weiſe zu gewähren.

(gez.) Werner.
Damit iſt dem Regierungspräſidenten Dr. Grützner

wenigſtens nachträglich noch eine berechtigte Genugtuung
Zzuteil geworden. Es ſind aber doch ſehr viele Schriftſtücke
erforderlich geweſen, bevor die Auslegung des Wortes
„Renegat“ auch Herrn Landgerichtsdirekkor Thorweſt

näher gebracht wurde. th.
Abkürzung der Wartezeit auf Anwartſchaftserhaltung bei

der Angeſtelltenverſicherung.
Nach S 384 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in der

Faſſung des Geſetzes vom 28, Juli 1925 kann die Reichs

e



Kolonialwaren Konſerven Delikateſſen

verſicherungsanſtalt Verſicherten nach vorhergehender ärzt
licher Anterſuchung ſowohl die Abkürzung der Wartezeit
wie auch den Einkauf von Bekträgsjahren nach erfüllter
Wartegßeit geſtatten. Erlaß der erforderlichen
Ausführungsbeſtimmungen hat der Geſetzgeber dem Reichs
arbeitsminiſterium übertragen. Das Reichsarbeitsmini
ſtterium hat trotz en ſprechender Vorſchläge der Reichs
verſicherungsanſtaält für Angeſtellte bis jetzt noch keine
Ausführungsbeſtimmüngen erlaſſen. Aus dieſem Grun
de hat ſich der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten noch

mals mit dem R. A. M. in Verbindung geſetzt Und darauf
hingeſwieſen, daß es bei den Beteiligten Unverſtändlich
bleiben muß, daß eine vor Jahresfriſt feſtgelegte Einrich
tung immer noch nicht benutzt werden kann.

Gleichzeitig hat der G. D. A. die Frage der Anwart
ſchaftserhaltung der ſtellenloſen Verſicherten angeſchnitten
ünd deren dringende Löſung gefordert. Zehntauſende von
ſtellenloſen Angeſtellten laufen Gefahr, ihre wohlerwor-
benen Rechte zu verlieren, wenn das R. A. M. nicht ſofort

eingreift.

D

Den

Hoteſt Restauram

„Weiber Bär
Bes. Ack. k.

Ein Ereignis
WMnelm Im Die der Wanne
Wir empfehlen das aufſehenerregende Buch von

Ermnil Lider
ly e

Statt Erſtausgabe 14 Mark

jeht ungehürzte Voldsansgabe 90

500 Seiten. 21 Abbildungen auf Tafeln
Ganzleinen. Gutes Papier

Man beſtelle fofort.

Buchhandlung Volksſtimnme
Magdeburg

Fieher! ren Magdeburg
e ZIunhaber: Wichard Siehert

Große Müngſtraße 16 Fernſprecher 7230

Wein und GSpirituoſen.
Spezialitäten: Rheiniſches Apfelkraut Weineſſtg

Frankfurter Apfelwein von Adam Räckles.

S e
m Val. Bohland

bildet Kraftfahrzeugführer alerKlassen

rungszuſtandes in Wiſſenſchaft und Schule fordert.

D. D. P. Ortsgruppe Weißenfels.
2. Auguſt, abends 8
ſiſchen Hof (Vereinszimmer),
erwünſcht.

Ahr Monatsverſammlung im Säch
Zahlreiches Exſcheinen

Nee Belen„Europäiſche Kulturpolitik“ Von Dr. Gertrud Bäumer.
Preis dieſer ſoeben bei J. A. en n eBerlin W 35, Flottwellſtraße 4 erſchienenen Schrift, Mk. 2
Ein mit feinem politiſchen Empfinden und mit dem Herzen ge
ſchriebenes Buch, in dem die Verfaſſerin die endliche Aufhebungdes als Kriegsſolge noch immer beſtehenden geiſtigen Belage

Als eine
Aufgabe des Völkerbundes wird die Einbeziehung der kleineren
und jüngeren Nationen in den internakionglen Austauſch und

die geiſtige Arbeit der Menſchheit geſchildert. Als gemeinſa
mes Ziel Die Wiederherſtellung der geiſtigen Einheit Europas

Leopold, Otto Der ſelbſtverſtändliche Wilhelm.
J. Bielefelds Verlag, Freiburg i. Br. olitiſche Romane ſindſelten und nicht immer gut Neuerdinge hat Otto Leopold
verſucht, ſeinem Roman etwas politiſche Geſchichte einzupflech
ten. And er hat das in recht netter unterhaltender und in

Romladen
Fllet

et er keine Partei oder Wellanſchauung verletzenden Art ge

Noeſſbeefe r e 100e

v 100

in allen Lagern

zu den ten

Mon ha g, den

e Hohe eGSchmor fleiſch e. 90 KHoch fleiſch

bracht Gewiß es iſt immerhin ein Wähnis, den Leſer
gewaltigen Wegewa jähriger Zeitgeſchichte vam Jahrebis ſagen wir e in Begleitung dreier Freunde g.
zu laſſen, ein Wagnis noch deshalb weil neben dieſen
Weiteren Verlauf deren Frauen Kinder und ein ha
Dutzend anderer Perſönlichkeiten in den Gang der Erzäh
eingreifen und nicht zu kurz kommen wollen. And ſo idenn auch Derſkandtich daß (bei nur 276 Seiten) darunter
Gehaltes Tiefe Und oft (ſo vor allem am Anſang) Klaf
und Gleichmaß der Darſtellung leiden Aber dennoch:
mitunter recht ſchöne und tiefempfundene Sprache, ſchnell
Weworfen, lebhaft und wirfungsvolle Bilder und die mit fe
Satire und geiſtvollem Humor gezeichneten Perſonen tri
über manches hinweg. Gleich einen Film plaſſchert es
und heiter dahin ſodaß man mit zufriedenem Lächeln das
aus der Hand legt. Aber auch mit einem verſtändnis inni
Lächeln denke ich, denn wie objektiv Otto Lehpold ſonſt
Licht und Schatten verteilt, man fühlt doch was er leEndes will; ſpfelt doch die Erzählung in Baden in je
alten U beralen Land Und deshalb ſei es h
c SSee r die Kedattion und den e Verlag

Ludwig Münz, MagdeburgDruck Buchdruckerei Hugo Alders (Allg. Ztg.), Delitz

Jeden Mäoen nd Sonntag

e en
Jeden Dienstag, Mittwoch
Donnerstag von 4 Ahr ab

Kaffee Konzert

Kleinhunſ- Vühne.

Eintritt frei. Eintritt fret.

FAesouran (odede

berühmt durch ſeinen uralten Bau
beſtand und durch ſeine wunder
Roſen und DahlienAnlagen, die

Seutendſten der Proving

Sonntags:e p ePfd. 19P e

Pfd b bie

Jeden Sonntag

re entAnſch ließend

u Kulantesten Bedingungen aus.
Magdeburg Wihelmahaus -Eingeg. Editharine

Eintritt jeder Zeit. eren 6304. el 6854.
Alb Willy Schuler

Kurs rn e
Wallstraße 12. alen Fernruf 2354

im Harer
vom 31 S His 3 Auguſt 1926

Sonnabend, den 31. Juli, 5 UhrErſtaufführung

„Liebes Leid und Luſt.“
Sonntag den Auguſt, 5 Uhr

„Liebes Leid und Luſt.“
7 Uhr „Fauſt l.

Montag, den 2. Auguſt 5 Uhr
„Räuber.“Dienstag, den 3. Auguſt, s Uhr
„Liebes Leid und Luſt.“

ded Dolſhor
Uhrmacher.

Schrotdorfer Straße 7.
Alle Arten Uhren, ſelbſt

wenn dieſelben noch ſo
alt und fehlerhaft, werden
gründlich repariert unter
Garantie. Uhren, Ketten,
Verlobungsring ſehr preis
wert. Gegründet 1878.
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Mittwoch, den 4. Auguſt, 6 Ahrlörügt all S6hlosserarbelten an e en e Sale JSe See en a u Vereinszimmer eu 5 292 r e en Speiserestaurant an n
Eure wirtſcha tche IJntereſſenvertretung iſt einzig und allein

e e republikaniſchem Boden ſtehende

und Kriegerhinterbliebenen.
Ausreichende Verſorgung und Fürſorge iſt ſein Ziel,
ſeine Parole Nicht Dank, ſondern Recht! Deshalb

Hinein in den Reichsbund!
Anmeldungen nehmen entgegen:

Gaugeſchäftsſtelle Magdeburg, Alte Ulrichſtraße 18.
Bezirksgeſchäftsſtelle Halle, Dryanderſtraße 10 III.

Sonnabend den 7. Auguſt, 6 Uhr
„Fauſt

Sonntag, den 8. Auguſt, Uhr
„Liebes Leid und Luſt.“

a n IReichsbund der Kriegsbeſchädigten 7o ven Michael
Gegr. 1866 Magdeburg Gegr. 1864
Gr. Marktſtr. 16 Fernſpr. 1424

für Sohl,

VEREINS GEGR. 1899

Druck
sachenfür jeden Bedarf

schnellstens an

günsinon e Buchdruckereinslgsts bezunsqusOberleder u. ſämtliche un nes

Schut ehe er 166

Hermann Peters
M gegr. 1872 ngdeburg gegr 1872

Guſtav und Albert Peters
Dachdeckermeiſter

Braunehirſchſtr. 4, Fernſpr. 5670

aller Art Bedachung.

nhaber

Ausführung

ve Nationale verfas unser verbunden mit

beſucht am Mtitwoch, d den 11. Aug

nachm. 5 Uhr im Hohenzollernparl

amerfesDeutſche Demokratiſche Partei Magdeburg
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